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EU verschärft Klimaschutz
Der Ausstoß von CO2 wird innerhalb der EU in den nächsten Jahren deutlich teurer. Ein neuer
Klimazoll soll die Industrie vor Nachteilen schützen.

EU-Parlament, - Mitgliedsländer und -
Kommission haben sich in der Nacht zu
Sonntag auf eine Reform des Emissions-
handels geeinigt. Dadurch wird der Aus-
stoß von Klimagasen wie Kohlenstoffdi-
oxid (CO2 ) für Unternehmen und Ver-
braucher  künftig  deutlich  teurer.
Erreicht  wird das,  indem die Zahl  der
Verschmutzungsrechte  verknappt  und
über die nächsten Jahre stärker als bis-
lang vorgesehen abgeschmolzen wird.
Die europäische Industrie ist so gezwun-
gen, in saubere Technologien zu inve-
stieren.  Insbesondere  die  Stahl-  und
Aluminiumindustrie,  die  bislang  von
frei  zugeteilten  Zertifikaten profitiert,
soll  künftig  mehr  zahlen.
Um die europäische Industrie vor Kon-
kurrenz aus dem Ausland zu schützen,
führt  die  EU  auf  CO2  -  intensive
Importe  auch eine neue Abgabe ein  –
eigentlich eine gute  Nachricht  für  die
Wirtschaft. Doch es sei viel zu unklar,
ob dieser CO2 - Grenzausgleich funktio-
niere, sagte Axel Eggert,  Direktor des
europäischen  Stahlverbands  Eurofer.
„Das  bedeutet  große  Unsicherheit  für
die  Industrie.“  Deshalb  bräuchten  die
Unternehmen direkte Unterstützung von
der Politik.
Bis 2030 will die EU 55 Prozent weni-
ger CO2 ausstoßen als 2005. Durch die
jetzt beschlossene Reform des Emissi-
onshandels  und  weitere  Gesetze  aus
dem  Klimaschutzpaket  scheinen  nun
sogar 60 Prozent möglich. Auch kleine
Unternehmen und Verbraucher  sollen
künftig  CO2  -  Abgaben  auf  Benzin,
Diesel,  Heizöl  und  Gas  bezahlen.  In
Deutschland gibt es ein solches System
bereits, die Europäer ziehen nun nach.
Die deutsche Bundesregierung scheint
sich  noch nicht  einig  zu  sein,  wie  sie
den in der Nacht zum Sonntag verhan-
delten Deal bewertet. Wirtschaftsmini-
ster Robert Habeck (Grüne) sprach von

einem  „Durchbruch  für  den  Klima-
schutz“, der die Wettbewerbsfähigkeit
der Industrie sichere.
Verhandler berichten dagegen von meh-
reren Interventionen aus dem Bundes-
kanzleramt, das bis zuletzt nicht einver-
standen mit  den gefundenen Kompro-
missen gewesen sei. Dass Deutschland
dem Deal zustimmen werde, sei daher
unsicher, so die Teilnehmer der Runde
in Brüssel. Ohne die deutsche Stimme
wäre eine Mehrheit im Rat der Europäi-
schen Union unsicher.
Die  Deutschen  hatten  unter  anderem
darauf gedrängt, die Stahlindustrie erst
nach  einer  längeren  Übergangsphase
voll für ihren CO2 - Ausstoß bezahlen
zu lassen. Die Branche selbst reagierte
allerdings zumindest teilweise erleich-
tert: „Der Kompromiss ist für die Stahl-
industrie  deutlich  besser  als  der
ursprüngliche Vorschlag“, sagte Eggert
dem  Handelsblatt.  Entscheidend  sei,
dass die Einnahmen aus dem Emissions-
handel den Investitionen in der Branche
zugutekommen und bald ausreichende
Mengen  an  erneuerbarem  Strom  und
Wasserstoff  verfügbar  seien.
Klimaschützer kritisierten den Kompro-
miss als unzureichend. „Die EU-Gesetz-
geber haben eine Gelegenheit verpasst,
die EU auf den richtigen Weg zu brin-
gen“, sagte Klaus Röhrig vom Climate
Action  Network.  Damit  die  EU ihren
Anteil beitrage, die globale Erwärmung
auf 1,5 Grad zu begrenzen, sei deutlich
mehr notwendig, so die Organisation.
Im  Emissionshandel  muss  für  jede
Tonne CO2 , die irgendwo entsteht, ein
Zertifikat gekauft werden. Von Jahr zu
Jahr  sinkt  die  Zahl  der  ausgegebenen
Zertifikate, darum steigt ihr Preis. In der
Fachsprache wird der Emissionshandel
als  „ETS“  (für  „Emission  Trading
System“)  bezeichnet.  Dieses  System
wird nun reformiert und nochmals spür-
bar  verschärft.  Die  wichtigsten Neue-

rungen, auf die sich EU-Parlament und
EU-Staaten unter Vermittlung der EU-
Kommission  verständigt  haben,  im
Überblick: Privatleute und kleine Unter-
nehmen müssen zahlen Auch auf Ben-
zin  und  Diesel  sowie  auf  Heizöl  und
Gas wird künftig ein CO2 - Preis erho-
ben. Dieser Preis soll niedriger sein als
jener, der in der Industrie gezahlt wird,
nämlich bis 2030 nicht mehr als 45 Euro
pro Tonne. Damit würde Diesel um rund
zehn Cent pro Liter teurer werden. Die
Rede ist von einem „ETS 2“. Für deut-
sche  Verbraucher  ändert  sich  wenig:
Hierzulande gilt bereits ein CO2 - Preis,
der künftig in das europäische System
überführt werden soll.
Betroffen sind auch kleine Betriebe, die
vom bisherigen Emissionshandel ausge-
nommen sind. Relevante Kosten entste-
hen  vor  allem für  solche,  die  für  ihre
Produktion  Wärme  benötigen,  etwa
Bäckereien oder andere Handwerksbe-
triebe.  Für  kleine  deutsche  Unterneh-
men im internationalen Wettbewerb ist
die Einführung eine gute Nachricht: Sie
mindert  den  Nachteil,  den  sie  gegen-
über der Konkurrenz haben. Der deut-
sche CO2 - Preis wird allerdings etwas
oberhalb des europäischen Preises lie-
gen.  Vermieden  wurden  komplizierte
Kompromisslösungen, bei denen Brenn-
stoffe für verschiedene Zwecke unter-
schiedlich behandelt worden wären.
Sozialfonds unterstützt die Transforma-
tion Die Belastungen bedürftiger Ver-
braucher  will  die  EU  durch  einen
Klima-Sozialfonds abfedern, durch den
sich  die  energetische  Sanierung  von
Sozialbauten und die Anschaffung effi-
zienter Heizungen fördern lassen. Die-
ser Fonds soll über die Jahre 2026 bis
2032 mit 86,7 Milliarden Euro gefüllt
werden. Die Einnahmen dafür stammen
vor allem aus dem ETS 2 und aus den
nationalen Haushalten.
Auf die Industrie kommen hohe Kosten



zu Ziel des Emissionshandels ist es, den
Klimaschaden zu reduzieren. Damit dies
schneller geschieht, werden die CO2 -
Zertifikate deutlich schneller verknappt,
als es bislang vorgesehen war. Bis zum
Jahr 2030 dürfen die betroffenen Bran-
chen  nur  noch  62  Prozent  der  Menge
CO2 ausstoßen, die im Jahr 2005 emit-
tiert  wurde. Dies wird erreicht,  indem
117  Millionen  Zertifikate  gestrichen
werden und die Zahl ausgegebener Zer-
tifikate jährlich um 4,3 und später um
4,4 Prozent reduziert wird. Der Preis des
CO2 - Ausstoßes wird dadurch steigen
und die Umrüstung auf saubere Techno-
logien sich schneller rechnen.
Einige  Branchen  profitieren  bislang
davon,  dass  sie  CO2  -  Ausstoßrechte
frei zugeteilt  bekommen. Diese Zutei-
lungen sollen für die meisten Branchen
über  die  kommenden  Jahre  deutlich
reduziert werden und bis 2034 auslau-
fen. Das wird vor allem die Kosten für
Stahl und Aluminium deutlich erhöhen.
Die wichtigsten Bereiche der Chemieb-
ranche  und  auch  die  Hersteller  von
Keramik,  Papier  und Glas  bekommen
vorerst weiterhin kostenlos Emissions-
zertifikate zugeteilt. Bis 2030 soll es ein
Konzept geben, wie auch sie für die von
ihnen  verursachten  Klimagase  zahlen
müssen.
CO2  -  Preis  für  Importe  Auch  wer
Waren im Ausland produziert und dann
nach Europa verkauft, soll einen CO2 -
Preis  zahlen.  Dies  betrifft  genau  jene
Güter, für die die freien Zuteilungen in
der  EU wegfallen:  Stahl,  Aluminium,
Dünger,  Zement,  Strom  und  Wasser-
stoff. Die Höhe dieses CO2 - Grenzaus-
gleichs soll den Kosten der Emissions-
zertifikate in der EU entsprechen. In der
Fachsprache  heißt  das  Instrument
„Cbam“ (für  „Carbon  Border  Adjust-
ment  Mechanism“).
Ziel sind ein fairer Wettbewerb inner-
halb  der  EU  und  ein  Verhindern  von
„Carbon Leakage“, also der Abwande-

rung CO2 - intensiver Industrie ins Aus-
land. Die europäische Wirtschaft fürch-
tet durch die Reform dennoch Wettbe-
werbsnachteile  gegenüber  ausländi-
schen  Konkurrenten.  Wenn  etwa  ein
europäisches und ein türkisches Unter-
nehmen Stahl in die USA liefern, muss
das türkische Unternehmen keine CO2 -
Zertifikate kaufen, das europäische aber
sehr wohl. Die europäischen Stahl- und
Aluminiumhersteller forderten deshalb
weiterhin eine freie Zuteilung von CO2
- Zertifikaten für Exporte.
Diese Forderung wird nicht erfüllt, weil
sie wahrscheinlich dem Recht der Welt-
handelsorganisation  (WTO)  wider-
spricht. Stattdessen sollen die betroffe-
nen  Branchen  nun  besonders  intensiv
mit staatlichem Geld bei ihren Investi-
tionen in saubere Technologien unter-
stützt  werden.  Die  Mittel  dafür  kom-
men  aus  dem Emissionshandel.
Zufrieden ist die Wirtschaft mit dieser
Lösung nicht: „Es bleibt abzuwarten, ob
die  vorgeschlagene  Maßnahme  zur
Unterstützung der Exportsektoren wirk-
sam sein wird“,  sagte  Markus Beyrer,
Direktor  von  Business  Europe,  dem
Handelsblatt. „Diese Unsicherheit ver-
schlechtert  das  Investitionsklima  für
europäische Unternehmen,  die  bereits
mit rekordverdächtigen Energiepreisen
und Inflation zu kämpfen haben.“ Hans
Jürgen  Kerkhoff,  Präsident  der  Wirt-
schaftsvereinigung  Stahl,  sagte,  das
Ergebnis  sei  insgesamt  nicht  ausrei-
chend:  „Insbesondere  die  fehlende
Lösung für Exporte führt zu Planungs-
unsicherheit  für  die  Industrie  in  der
Transformation.“  Obwohl  die  EU auf
Exportsubventionen verzichtete, haben
Handelspartner  wie  die  USA  bereits
klargemacht, den neuen EU-Grenzaus-
gleich  als  unfreundlichen  Akt  zu
betrachten.  Denn  ihre  Unternehmen
müssten  künftig  bei  Importen  in  den
USA den neuen Grenzausgleich zahlen.
Manche Beobachter halten Klagen vor

der  WTO  gegen  das  Instrument  für
wahrscheinlich.
Internationaler Schiffsverkehr wird ein-
bezogen Die Emissionen von Schiffen,
die  an  europäischen  Häfen  anlegen,
müssen künftig ebenfalls über Emissi-
onszertifikate abgedeckt werden. Dies
wird  Im-  und  Exporte  teurer  machen
und Reedern einen Anreiz bieten, vom
sehr klimaschädlichen Schiffsdiesel auf
saubere  Antriebe  umzurüsten.  Hafen-
städte versprechen sich davon auch eine
bessere  Luftqualität.  Christoph  Her-
wartz  ►Leitartikel  Seite  16
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Es ist unklar, ob der CO2 - Grenzaus-
gleich funktioniert.
Axel Eggert Eurofer-Direktor.
Insbesondere die fehlende Lösung für
Exporte führt zu Planungsunsicherheit
für die Industrie in der Transformation.
Hans  Jürgen  Kerkhoff  Präsident  der
Wirtschaftsvereinigung  Stahl.
Die wichtigsten Fakten 1Die EU zwingt
die Industrie durch eine Verknappung
von Emissionszertifikaten zu Einsparun-
gen von Treibhausgasen. Betroffen sind
vor allem die Hersteller von Stahl und
Aluminium.
2Um die Industrie  vor Konkurrenz zu
schützen, müssen künftig auch Impor-
teure CO2 - Abgaben auf energieinten-
sive Waren bezahlen. Dieses Instrument
ist  weltweit  das  erste  seiner  Art.  Die
Industrie kritisiert es als unzureichend,
andere Länder sehen darin WTO-widri-
gen Protektionismus.
3Privatleute und kleine Betriebe müs-
sen künftig ebenfalls mehr zahlen, weil
für  Benzin,  Diesel,  Heizöl  und  Gas
zusätzliche Abgaben fällig werden. In
Deutschland gibt es diese bereits.



Europa: Treibhausgasemissionen nach Sektoren EU-27 2005, 2021, Klimazoll statt kostenloser CO2-Ausstoß 2025
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